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6 1 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 3. Feber 1958 über die Ratifikation
des Übereinkommens, betreffend das Ver-
fahren in bürgerlichen Rechtssachen durch

Schweden.

Gemäß einer Mitteilung der Königlich Nieder-
ländischen Botschaft in Wien hat das Königreich
Schweden am 21. Dezember 1957 die Ratifi-
kationsurkunde zum Übereinkommen, betref-
fend das Verfahren in bürgerlichen Rechtssachen,
vom 1. März 1954 (BGBl. Nr. 91/1957), im Mi-

nisterium der Auswärtigen Angelegenheiten der
Niederlande hinterlegt.

Das Übereinkommen ist auf Grund seines Ar-
tikels 28 Abs. ,2 am 19. Feber 1958 für das
Königreich Schweden in Kraft getreten.

Somit sind bisher folgende Staaten Vertrags-
partner des Übereinkommens geworden: Finn-
land, Italien, Luxemburg, Österreich, Schweden
und die Schweiz.

Raab

62.

(Übersetzung.)

ABKOMMEN ÜBER DEN
AUSTAUSCH VON

KRIEGSBESCHÄDIGTEN
ZWISCHEN DEN MIT-
GLIEDSLÄNDERN DES

EUROPARATES ZUM
ZWECKE DER ÄRZT-
LICHEN BEHANDLUNG.

Die Unterzeichnerregierun-
gen, Mitglieder des Europarates,

In der Erwägung, daß die
Verbesserung der Behandlungs-
methoden eine wichtige Seite
des sozialen Fortschritts ist, des-
sen Förderung unter den Mit-
gliedsländern nach der Präambel
und nach Artikel 1 der Satzung

40 35
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des Europrates zu den Haupt-
zielen des Rates gehört,

Unter Hinweis auf den
Grundsatz der sozialen und
ärztlichen Gleichbehandlung der
Angehörigen der Mitgliedslän-
der, der bereits für die Unter-
zeichnung der Vorläufigen Ab-
kommen über Soziale Sicherheit
und des Europäischen Fürsorge-
abkommens maßgeblich war,

In dem Wunsche, allen kriegs-
beschädigten Angehörigen von
Mitgliedsländern des Rates alle
in Europa in irgendwelchen
Mitgliedsländern verfügbaren
Behandlungsmethoden zugäng-
lich zu machen und zu diesem
Zweck unter den europäischen
Nationen ein System für den
Austausch nicht nur von Be-
schädigten, sondern auch von
Behandlungstechniken und ärzt-
lichem Personal einzurichten.

In der Erwägung, daß ein
solcher Austausch wesentlich zur
Festigung des Solidaritätsgefühls
und des Gemeinschaftsbewußt-
seins unter den Völkern Eu-
ropas beitragen würde,

sind wie folgt übereingekom-
men:

ARTIKEL 1

„Beschädigte" im Sinne dieses
Abkommens sind alle Militär-
und Zivilpersonen, die infolge
des Krieges eine Amputation er-
litten haben oder körperbehin-
dert sind.

Dieses Abkommen kann in
der Folge durch einfachen No-
tenwechsel zwischen zwei oder
mehr Vertragsparteien auf an-
dere Gruppen von Invaliden
ausgedehnt werden.

ARTIKEL 2

Die Vertragsparteien tau-
schen über den Generalsekretär
des Europarates technische In-
formationen über die den Be-
schädigten in ihren Ländern ge-
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währte ärztliche Behandlung
aus.

Sie bezeichnen insbesondere
diejenigen besonderen Behand-
lungsarten, die in ihren Län-
dern den verschiedenen Grup-
pen von Beschädigten gewährt
werden können, sowie die be-
stehenden Möglichkeiten für die
Aufnahme von Beschädigten,
die Staatsangehörige der an-
deren Vertragsparteien sind.

ARTIKEL 3

Jede Vertragspartei nimmt in
den in Artikel 2 Absatz 2 be-
zeichneten Grenzen als Beschä-
digte gehörig ausgewiesene
Staatsangehörige der anderen
Parteien auf, um ihnen eine von
ihnen benötigte Spezialbehand-
lung, die in ihrem eigenen
Lande nicht gewährt werden
kann, zuteil werden zu lassen.

Das für den Antragsteller in
dieser Beziehung zuständige Mi-
nisterium übermittelt den An-
trag auf Zulassung unmittelbar
dem zuständigen Ministerium
des Landes, das die erforder-
liche Behandlung bieten kann.
Jeder Fall bildet den Gegen-
stand einer besonderen Ab-
machung zwischen den Parteien.

ARTIKEL 4

Die Vertragsparteien erleich-
tern die gegenseitige Belieferung
mit Prothesen und orthopädi-
schen Behelfen, wo sie fehlen
und für ihre Beschädigten un-
entbehrlich sind.

ARTIKEL 5

Die Vertragsparteien werden
bestrebt sein, Ärzten und tech-
nischen Fachkräften der anderen
Vertragsparteien in ihrem Ho-
heitsgebiet zur Vervollständi-
gung ihrer Ausbildung auf den
Gebieten der Behandlung, der
Herstellung von Prothesen und
der funktionellen Umschulung
Beschädigter Aufnahme zu ge-
währen.
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ARTIKEL 6

Die durch Anwendung der
Artikel 3 und 5 entstehenden
Kosten gehen ausschließlich zu
Lasten des antragstellenden Lan-
des.

Die Aufnahmeländer werden
diese Kosten so niedrig wie
möglich halten.

ARTIKEL 7

Dieses Abkommen wird zur
Unterzeichnung durch die Mit-
glieder des Europarates aufge-
legt, der Beitritt kann erfolgen:

1. durch Unterzeichnung ohne
Vorbehalt der Ratifikation;

2. durch Unterzeichnung
unter Vorbehalt der Ratifika-
tion.

Die Ratifikationsurkunden
werden beim Generalsekretär
des Europarates hinterlegt.

ARTIKEL 8

Dieses Abkommen tritt mit
dem ersten Tage des Monats in
Kraft, der auf den Zeitpunkt
folgt, in dem drei Mitglieder
des Rates das Abkommen ge-
mäß Artikel 7 ohne Vorbehalt
der Ratifizierung unterzeichnet
oder es ratifiziert haben.

Für jedes Mitglied, welches
das Abkommen in der Folge
ohne Vorbehalt der Ratifikation
unterzeichnet oder es ratifiziert,
tritt es mit dem ersten Tage des
Monats in Kraft, der auf die
Unterzeichnung oder die Hin-
terlegung der Ratifikationsur-
kunde folgt.

ARTIKEL 9

Das Ministerkomitee des Eu-
roparates kann jeden Staat, der
nicht Mitglied des Rates ist, ein-
laden, diesem Abkommen bei-
zutreten. Der Beitritt wird mit
dem ersten Tage des Monats
wirksam, der auf die Hinter-
legung der Beitrittserklärung
folgt.
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ARTIKEL 10

Der Generalsekretär des Eu-
roparates notifiziert den Mit-
gliedern des Rates

(a) den Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Ab-
kommens und die Namen
der Mitglieder, die es ohne
Vorbehalt der Ratifikation
unterzeichnet oder es ra-
tifiziert haben;

(b) die Hinterlegung jeder
Beitrittsurkunde gemäß
Artikel 9;

(c) jede gemäß Artikel 11
eingegangene Kündigung
und den Zeitpunkt, zu
dem sie wirksam wird.

ARTIKEL 11

Dieses Abkommen bleibt
ohne zeitliche Begrenzung in
Kraft.

Jede Vertragspartei kann für
sich durch eine an den General-
sekretär des Europarates zu
richtende Mitteilung die An-
wendung dieses Abkommens
unter Einhaltung einer einjäh-
rigen Kündigungsfrist beenden.

Zu Urkund dessen haben die
hiezu gehörig befugten Unter-
zeichneten dieses Abkommen
unterschrieben.

Geschehen zu Paris am
13. Dezember 1955 in engli-
scher und französischer Sprache,
wobei jeder Text gleicherma-
ßen verbindlich ist, in einer
Urschrift, die im Archiv des
Europarates hinterlegt wird.
Der Generalsekretär übermittelt
jeder unterzeichneten oder bei-
getretenen Regierung eine be-
glaubigte Abschrift.

Für die Regierung
des Königreichs Belgien:

unter Vorbehalt der Ratifikation

P.-H. Spaak
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Für die Regierung
des Königreichs Dänemark:

unter Vorbehalt der Ratifikation

Ernst Christiansen

Für die Regierung
der Französischen Republik:

Antoine Pinay

Für die Regierung
der Bundesrepublik Deutschland:

v. Brentano

Für die Regierung
des Königreichs Griechenland:

unter Vorbehalt der Ratifikation

Spiro Theotoky

Für die Regierung
der Isländischen Republik:

Für die Regierung von Irland:

Liam Cosgrave

Für die Regierung
der Italienischen Republik:

unter Vorbehalt der Ratifikation

Vittorio Badini

Für die Regierung
des Großherzogtums Luxemburg:

unter Vorbehalt der Ratifikation

Bech

Für die Regierung
des Königreichs der Niederlande:

unter Vorbehalt der Ratifikation

J. W. Beyen

Für die Regierung
des Königreichs Norwegen:

Für die Regierung des Saarlandes:

(gemäß Entschließung [31] 55 des
Ministerkomitees)

unter Vorbehalt der Ratifikation

Liam Cosgrave

Für die Regierung
des Königreichs Schweden:

Für die Regierung
der Türkischen Republik:

unter Vorbehalt der Ratifikation

N. Menemencioglu
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Für die Regierung
des Vereinigten Königreichs von
Großbritannien und Nordirland:

John Hope
unter Vorbehalt der Ratifikation

Das Abkommen ist gemäß seinem Artikel 8 am 1. Jänner 1958 für Österreich in Kraft getreten.

Folgende Staaten sind bis 1. Jänner 1958 Vertragspartner des Abkommens geworden:
Bundesrepublik Deutschland, Dänemark, Frankreich, Irland, Italien, Norwegen, Schweden und

das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland.
Raab

63.

Abkommen zwischen der österreichischen
Bundesregierung einerseits und den Regie-
rungen der Mitgliedstaaten der Europäischen
Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der
Hohen Behörde der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl andererseits über
die Einführung direkter internationaler
Eisenbahntarife . im Durchgangsverkehr mit
Kohle und Stahl durch das Staatsgebiet der

Republik Österreich.

Die Bundesregierung der Republik Österreich
(nachstehend österreichische Bundesregierung ge-
nannt) einerseits und

die Regierungen der Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
(nachstehend Gemeinschaft genannt) und die
Hohe Behörde der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl (nachstehend Hohe Behörde
genannt) andererseits,

in der Überzeugung, daß die Schaffung engerer
wirtschaftlicher Beziehungen zwischen der Repu-
blik Österreich und der Gemeinschaft den euro-
päischen Interessen förderlich ist,

von dem Wunsche geleitet,
im gemeinsamen Interesse liegende Probleme

des Eisenbahnverkehrs zu regeln,
direkte internationale Eisenbahntarife für den

Transport von Kohle und Stahl zwischen den
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft einzuführen,
der die Strecken der Österreichischen Bundes-
bahnen im Durchgangsverkehr berührt,

haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

Direkte internationale Eisenbahntarife im
Sinne dieses Abkommens sind die veröffent-
lichten Frachten und Beförderungsbedingungen,
die für Sendungen von Kohle und Stahl zwi-
schen den Gebieten der Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft (nachstehend Mitgliedstaaten genannt)
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gelten, sofern diese Sendungen auf Grund eines
durchgehenden Frachtvertrages befördert werden
und im Durchgangsverkehr von einem deutsch-
österreichischen Grenzübergangspunkt nach
einem österreichisch-italienischen Grenzüber-
gangspunkt oder in umgekehrter Richtung
Strecken der Österreichischen Bundesbahnen be-
rühren.

Im Sinne dieses Abkommens beziehen sich
a) der Ausdruck „Kohle und Stahl" auf die

in der Anlage I zum Vertrag über die
Gründung der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl vom 18. April 1951
aufgeführten Erzeugnisse,

b) der Ausdruck „Gebiete der Mitgliedstaaten
der Gemeinschaft" auf die Gebiete, auf die
der vorgenannte Vertrag anwendbar ist.

Artikel 2

Die Frachten der in diesem Abkommen vor-
gesehenen direkten internationalen Tarife setzen
sich aus der Summe der Frachtanteile der Eisen-
bahnen der Mitgliedstaaten und des Frachtanteils
der Österreichischen Bundesbahnen zusammen.

Der Frachtanteil der Eisenbahnen jedes Mit-
gliedstaates muß die Gesamtentfernung des
Transportes, einschließlich der österreichischen
Strecke, berücksichtigen und unterliegt den
gleichen Regeln, insbesondere den gleichen Re-
geln der Degression, die von den Mitgliedstaaten
für vergleichbare Sendungen angewandt werden,
sofern diese über unmittelbar nacheinander zu
durchfahrende Strecken mehrerer Mitgliedstaaten
befördert werden.

Der Frachtanteil der Österreichischen Bundes-
bahnen für die österreichische Durchgangsstrecke
wird gemäß den in der Anlage I zu diesem Ab-
kommen festgelegten Modalitäten durch Senkung
der Frachtsätze des Gütertarifs der Österreichi-
schen Bundesbahnen gebildet, die für die gleiche
Entfernung des Binnenverkehrs anwendbar sind.

Abweichend von den beiden vorstehenden
Absätzen können die in den Wettbewerbstarifen
oder den Paritätstarifen enthaltenen Frachtanteile
der Eisenbahnen jedes Mitgliedstaates und Öster-
reichs nur nach Konsultation zwischen sämtlichen
Eisenbahnverwaltungen der Mitgliedstaaten und
Österreichs, die erforderlichenfalls von ihren
Regierungen hiezu ordnungsgemäß ermächtigt
werden, festgesetzt werden. Die Eisenbahnver-
waltungen regeln in angemessener Weise die
Fragen des Wettbewerbs und der Parität. Im
Falle von Schwierigkeiten kann der in Artikel 6
dieses Abkommens vorgesehene Transportaus-
schuß befaßt werden.

Artikel 3

Mit Ausnahme der in der Anlage II geregelten
Sonderfälle werden die in diesem Abkommen
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vorgesehenen direkten internationalen Tarife für
Kohle und Stahl in allen Verkehrsbeziehungen
zwischen den Mitgliedstaaten angewandt, sofern
die Sendungen über die in Artikel 1 Absatz 1
genannten Grenzübergangspunkte geleitet wer-
den.

Die Anwendung erstreckt sich auf alle Güter,
die in einem auf die Erfordernisse des Verkehrs
abgestellten einheitlichen Warenverzeichnis auf-
geführt und für die bei Beförderung über
unmittelbar nacheinander zu durchfahrende
Strecken mehrerer Mitgliedstaaten die direkten
internationalen Tarife der Gemeinschaft gültig
sind.

Artikel 4

Die österreichische Bundesregierung und die
Regierungen der Mitgliedstaaten verpflichten
sich, für den Verkehr mit Kohle und Stahl zwi-
schen den Mitgliedstaaten, der im Durchgang die
Strecken der Österreichischen Bundesbahnen be-
rührt, die auf dem Herkunfts- oder Bestim-
mungsland der Erzeugnisse beruhenden Diskri-
minierungen bei den Frachten und Beförderungs-
bedingungen aller Art zu unterlassen.

Artikel 5

Die österreichische Bundesregierung, die Re-
gierungen der Mitgliedstaaten und die Hohe
Behörde werden im Rahmen des in Artikel 6
dieses Abkommens vorgesehenen Transportaus-
schusses die Möglichkeit einer Ausdehnung der
in der Gemeinschaft bereits getroffenen oder
noch zu treffenden Harmonisierungsmaßnahmen
auf die durch dieses Abkommen vorgesehenen
direkten internationalen Tarife prüfen.

Artikel 6

Nach Inkrafttreten dieses Abkommens wird
ein Transportausschuß (nachstehend Ausschuß
genannt) eingesetzt, der mit der Prüfung der
sich aus der Anwendung dieses Abkommens er-
gebenden Probleme beauftragt ist.

Der Ausschuß besteht aus Vertretern der
österreichischen Bundesregierung, aus Vertretern
jeder der Regierungen der Mitgliedstaaten der
Gemeinschaft und aus Vertretern der Hohen
Behörde.

Der Ausschuß gibt sich in gemeinsamer Über-
einkunft seine Geschäftsordnung und bestimmt
gemäß den in ihr festzulegenden Regeln seinen
Vorsitzenden jeweils für ein Jahr.

Dem Ausschuß stehen zwei Sekretäre zur
Seite, einer wird von der österreichischen Bundes-
regierung und einer von der Hohen Behörde
bestellt.

Artikel 7

Der Ausschuß wird von seinem Vorsitzenden
einberufen.



584 17. Stück — Ausgegeben am 28. März 1958 — Nr. 63

Er tritt einmal im Jahr zu einer ordentlichen
Sitzung zusammen und stellt einen Jahresbericht
auf, welcher der österreichischen Bundesregie-
rung, den Regierungen der Mitgliedstaaten und
der Hohen Behörde vorzulegen ist.

Auf Antrag der österreichischen Bundesregie-
rung, der Regierung eines der Mitgliedstaaten
oder der Hohen Behörde ist der Ausschuß vom
Vorsitzenden binnen zwei" Wochen nach An-
tragstellung zu einer außerordentlichen Sitzung
einzuberufen, insbesondere wenn unvorherge-
sehene Schwierigkeiten oder grundlegende Än-
derungen der wirtschaftlichen oder technischen
Verhältnisse die Anwendung dieses Abkommens
ernstlich beeinträchtigen.

Der Ausschuß prüft die ihm vorgelegten Fra-
gen und unterbreitet der österreichischen Bun-
desregierung, den Regierungen der Mitglied-
staaten und der Hohen Behörde in gemeinsamer
Übereinkunft geeignete Anregungen zu ihrer
Lösung. Erzielt er binnen zwei Wochen seit
der ersten Beratung keine Übereinstimmung, so
erstattet er hierüber der österreichischen Bun-
desregierung, den Regierungen der. Mitglied-
staaten und der Hohen Behörde Bericht.

Artikel 8

Jede in Aussicht genommene Änderung

1. der Regeln zur Bildung der Frachtsätze der
direkten internationalen Tarife für den Wech-
selverkehr mit Kohle und Stahl zwischen den
Mitgliedstaaten, der über unmittelbar nachein-
ander zu durchfahrende Strecken mehrerer
Mitgliedstaaten geleitet wird,

2. der Frachtsätze des Binnentarifes der Öster-
reichischen Bundesbahnen ohne eine gleich-
zeitige und entsprechende Änderung der sich
gemäß Anlage I zu diesem Abkommen er-
gebenden Frachtanteile für die österreichische
Durchfuhrstrecke beziehungsweise dieser
Frachtanteile ohne eine gleichzeitige und ent-
sprechende Änderung der Frachtsätze des Bin-
nentarifs der Österreichischen Bundesbahnen

ist den am Abkommen beteiligten Regierungen
und der Hohen Behörde baldmöglichst, min-
destens jedoch einen Monat vor der beabsich-
tigten Inkraftsetzung der Änderung, zur Kennt-
nis zu bringen. Zweck, Art und Ausmaß der
Änderung sind hiebei anzugeben.

Ist die österreichische Bundesregierung, die
Regierung eines Mitgliedstaates oder die Hohe
Behörde der Auffassung, daß die in Aussicht
genommene Änderung zu ernsten Schwierig-
keiten führen könnte, so kann die betreffende
Regierung beziehungsweise die Hohe Behörde
verlangen, daß der Ausschuß noch vor Inkraft-
setzung der Änderung zu einer außerordentlichen
Sitzung zusammentritt.
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Erzielt der Ausschuß über die Zweckmäßig-
keit der in Aussicht genommenen Änderung
keine Einigung, so kann die Änderung erst nach
Ablauf von zwei Monaten — gerechnet vom
Zeitpunkt der Übersendung des im Artikel 7
dieses Abkommens vorgesehenen Berichts — in
Kraft gesetzt werden.

In dringenden Fällen kann die im Absatz 1
dieses Artikels festgesetzte Frist auf zwei Wochen
gekürzt werden und die in Aussicht genommene
Änderung nach Ablauf dieser Frist in Kraft
treten, wenn keiner der vertragschließenden
Teile widerspricht.

Die Bestimmungen dieses Artikels finden keine
Anwendung auf. die Einführung oder Änderung
von Wettbewerbs- oder Paritätstarifen, die ge-
mäß den Bestimmungen des Artikels 2 letzter
Absatz zu behandeln sind.

Artikel 9

Die Hohe Behörde erkennt dieses Abkommen
mit der Unterzeichnung als verbindlich an.

Jede der Regierungen der Mitgliedstaaten teilt
der österreichischen Bundesregierung auf diplo-
matischem Wege mit, daß dieses Abkommen
entsprechend den Bestimmungen ihres inner-
staatlichen Rechts anwendbar ist. Die österrei-
chische Bundesregierung notifiziert die so er-
folgten Mitteilungen den übrigen vertragschlie-
ßenden Teilen.

Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem
Zeitpunkt in Kraft, an dem die österreichische
Bundesregierung den übrigen vertragschließen-
den Teilen notifiziert, daß das Abkommen in
sämtlichen Mitgliedstaaten und in der Republik
Österreich anwendbar ist.

Die direkten internationalen Tarife für den
Durchgangsverkehr über die Strecken der Öster-
reichischen Bundesbahnen werden innerhalb von
zwei Monaten nach Inkrafttreten dieses Abkom-
mens eingeführt.

Artikel 10

Das vorliegende Abkommen wird auf un-
bestimmte Dauer geschlossen.

Es kann von der österreichischen Bundesregie-
rung oder von der Hohen Behörde, die von den
Regierungen der Mitgliedstaaten dazu beauf-
tragt wird, unter Einhaltung einer Frist von
sechs Monaten gekündigt werden. Diese Frist
kann auf zwei Monate herabgesetzt werden,
falls der Ausschuß über eine bei ihm anhängige
Frage keine Einigung erzielen konnte. Die so
verkürzte Frist beginnt mit der Feststellung der
Nichteinigung im Ausschuß.

Artikel 11

Das vorliegende Abkommen wird bei der
österreichischen Bundesregierung hinterlegt.
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Diese übersendet der Hohen Behörde und den
Regierungen der Mitgliedstaaten beglaubigte
Abschriften des Abkommens.

ZU URKUND DESSEN haben die unter-
zeichneten ordnungsmäßig bevollmächtigten Ver-
treter der österreichischen Bundesregierung, der
Regierungen der Mitgliedstaaten und der Hohen
Behörde dieses Abkommen unterzeichnet.

Geschehen zu Luxemburg, den 26. Juli 1957
in deutscher, französischer, italienischer und nie-
derländischer Sprache, wobei alle vier Texte in
gleicher Weise authentisch sind.

Für die Österreichische
Bundesregierung :
C. H. Bobleter

Für die Regierungen der
Mitgliedstaaten:

Für die Regierung
der Bundesrepublik Deutschland:

K. G. v. Spreti

Für die Regierung
des Königreichs Belgien:

R. Taymans

Für die Regierung
der Französischen Republik:

P. A. Saffroy

Für die Regierung
der Italienischen Republik:

V. Bolasco

Für die Regierung
des Großherzogtums Luxemburg:

V. Bodson

Für die Regierung
des Königreichs der Niederlande:

C. G. de Roo van Alderwerelt

Für die Hohe Behörde:

D. P. Spierenburg
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Anlage I

zum Abkommen vom 26. Juli 1957 zwischen der
österreichischen Bundesregierung einerseits und
den Regierungen der Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und
der Hohen Behörde der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl andererseits über die
Einführung direkter internationaler Eisenbahn-
tarife im Durchgangsverkehr mit Kohle und
Stahl durch das Staatsgebiet der Republik Öster-

reich.

Frachtanteile der Österreichischen Bundesbahnen

Die in Artikel 2 Absatz 3 des Abkommens
vorgesehenen Frachtanteile der Österreichischen
Bundesbahnen werden wie folgt gebildet:

1. Die Frachtsätze der Regelklassen für 15 t des
jeweils geltenden österreichischen Binnentarifs
werden um bestimmte Beträge für nach-
stehende Güterarten gekürzt: Kohle, Koks,
Erz, Roheisen, Rohstahl, Halbzeug, Fertig-
erzeugnisse und Schrott.

Die so errechneten Sätze werden als Haupt-
klassensätze (20 t)1) eingestellt.

Von diesen Sätzen ausgehend werden die
Nebenklassensätze für Schrott sowie für Eisen-
und Stahlerzeugnisse durch Multiplikation mit
den Erhöhungskoeffizienten für 15 t = 1,05,
für 10 t = 1,20 und für 5 t = 1,60 gebildet.

2. Die unter Punkt 1 erwähnten Kürzungen der
Frachtsätze des am 8. Februar 1957 geltenden
österreichischen Binnentarifs betragen:



588 17. Stück — Ausgegeben am 28. März 1958 — Nr. 63

3. Die nach den vorstehenden Regeln gebildeten
Frachtanteile werden im „Internationalen Ta-
rif für die Beförderung von Gütern zwischen
den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl" veröffentlicht.

Anlage II
zum Abkommen vom 26. Juli 1957 zwischen der
österreichischen Bundesregierung einerseits und
den Regierungen der Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und
der Hohen Behörde der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl andererseits über die
Einführung direkter internationaler Eisenbahn-
tarife im Durchgangsverkehr mit Kohle und
Stahl durch das Staatsgebiet der Republik Öster-

reich.

KAPITEL I

Sonderbestimmungen für den Koksverkehr

Artikel 1

Abweichend von Artikel 2 Absatz 2 dieses
Abkommens werden die Frachten für Kokssen-
dungen von einem Mitgliedstaat nach Italien und
in umgekehrter Richtung im Durchgangsverkehr
durch Österreich wie folgt berechnet:

1. zur Berechnung der italienischen Teilstrecken-
fracht wird der der Teilentfernung der ita-
lienischen Strecke entsprechende italienische
Degressionskoeffizient angewandt;

2. zur Berechnung der Teilstreckenfracht eines
jeden anderen Mitgliedstaates wird der der
Gesamtentfernung, unter Einschluß der öster-
reichischen Strecke, abzüglich der Teilentfer-
nung der italienischen Strecke, entsprechende
nationale Degressionskoeffizient angewandt;

3. der Frachtanteil der Österreichischen Bundes-
bahnen ist gleich dem sich aus den Bestim-
mungen des Artikels 2 Absatz 3 des Abkom-
mens ergebenden Frachtsatz.

Artikel 2

Die Sonderregelung des Artikels 1 gilt so
lange, wie die Mitgliedstaaten auf Kokssendungen
von Frankreich nach Italien und in umgekehrter
Richtung die im Amtsblatt der Gemeinschaft
Nr. 9 vom 19. April 1955 veröffentlichte Sonder-
regelung anwenden.

Sollte die für die Kokssendungen von Frank-
reich nach Italien und in umgekehrter Richtung
geltende Sonderregelung von den Mitglied-
staaten geändert werden, so kann jeder vertrag-
schließende Teil eine entsprechende Anpassung
der in vorstehendem Artikel 1 festgelegten Son-
derregelung an die Änderung verlangen.
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KAPITEL II

Sonderbestimmungen für den Brennstoff- und
Eisen- und Stahlverkehr von oder nach einem
Nichtmitgliedstaat der Europäischen Gemein-

schaft für Kohle und Stahl

Für Brennstoff- und Eisen- und Stahlsen-
dungen, die im Durchgangsverkehr über
Strecken der Österreichischen Bundesbahnen von
einem deutsch-österreichischen Grenzübergangs-
punkt nach einem österreichisch-italienischen
Grenzübergangspunkt oder in umgekehrter Rich-
tung

— von einem Nichtmitgliedstaat nach einem
Mitgliedstaat,

— von einem Mitgliedstaat nach einem Nicht-
mitgliedstaat,

— von einem Nichtmitgliedstaat nach einem
Nichtmitgliedstaat

befördert werden, sind für den Verkehr durch
Österreich und die Mitgliedstaaten die in Ar-
tikel 2 des Abkommens vorgesehenen Bestim-
mungen anwendbar.

Das vorliegende Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 9 Absatz 3 am 1. März 1958
in Kraft.

Raab

64.

Der gemäß Artikel 64 des Bundes-Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten
ausübende Bundeskanzler erklärt hiemit, der am 11. Oktober 1947 in Washington abgeschlossenen
Konvention der Meteorologischen Weltorganisation, welche also lautet:

(Übersetzung.)

KONVENTION DER
METEOROLOGISCHEN
WELTORGANISATION

In der Absicht, die meteoro-
logische Tätigkeit in der Welt
zu koordinieren, zu vereinheit-
lichen und zu verbessern und
einen wirksamen Austausch
meteorologischer Nachrichten
zwischen den einzelnen Ländern
im Interesse der verschiedenen
menschlichen Bestrebungen zu
fördern, haben die vertragschlie-
ßenden Staaten die folgende
Konvention abgeschlossen :

TEIL I

GRÜNDUNG

Artikel 1

Die Meteorologische Welt-
organisation (in der Folge als
„Organisation" bezeichnet) wird
hiemit gegründet.



590 17. Stück — Ausgegeben am 28. März 1958 — Nr. 64

TEIL II

Artikel 2

Z i e l e

Die Ziele der Organisation
sind:

a) Die Zusammenarbeit der
ganzen Welt bei der Er-
richtung eines Netzes von
Wetterstationen, in denen
meteorologische oder an-
dere geophysikalische, auf
Meteorologie bezügliche
Beobachtungen angestellt
werden sollen, zu erleich-
tern sowie die Errichtung
und Erhaltung von Wet-
terwarten, die Wetter-
dienst zu versehen haben,
zu fördern;

b) die Errichtung und Erhal-
tung von Einrichtungen
zum raschen Austausch
von Wetternachrichten zu
fördern;

c) für die Normierung wet-
terkundlicher Beobachtun-
gen einzutreten und für
einheitliche Herausgabe
von Beobachtungen und
Statistiken zu sorgen;

d) die Anwendung der Wet-
terkunde auf Luft- und
Seefahrt, sowie auf die
Landwirtschaft und andere
Gebiete menschlicher Tä-
tigkeit zu fördern;

e) Forschung und Ausbildung
auf dem Gebiete der Me-
teorologie zu unterstützen
und dazu beizutragen, daß
die internationalen Ge-
sichtspunkte solcher For-
schung und Ausbildung
miteinander in Einklang
gebracht werden.

TEIL III

MITGLIEDSCHAFT

Artikel 3

M i t g l i e d e r

Mitglied der Organisation
kann nach dem in diesem Ab-
kommen festgelegten Verfahren
werden:



17. Stück — Ausgegeben am 28. März 1958 — Nr. 64 591

a) Jeder Staat, der an der
Direktorenkonferenz der
Internationalen Meteoro-
logischen Organisation in
Washington, D. C , am
22. September 1947 ver-
treten war, in dem ange-
schlossenen Anhang 1 na-
mentlich angeführt ist und
die vorliegende Konven-
tion unterzeichnet und ge-
mäß Artikel 32 ratifiziert
oder ihr gemäß Artikel 33
beitritt;

b) jedes Mitglied der Verein-
ten Nationen, das einen
Wetterdienst besitzt, in
dem es der vorliegenden
Konvention gemäß Ar-
tikel 33 beitritt;

c) jeder Staat, der für seine
internationalen Beziehun-
gen voll verantwortlich
ist und einen Wetterdienst
besitzt, jedoch nicht in
Anhang 1 der vorliegen-
den Konvention angeführt
und nicht Mitglied der
Vereinten Nationen ist,
nachdem er an das Sekre-
tariat der Organisation ein
Aufnahmegesuch gerichtet
hat und nachdem dieses die
Zustimmung von zwei
Dritteln der in den Ab-
sätzen a), b) und c) dieses
Artikels angeführten Mit-
glieder der Organisation
gefunden hat, durch Bei-
tritt zur vorliegenden
Konvention gemäß Ar-
tikel 33;

d) jedes Territorium oder
jede Gruppe von Territo-
rien mit eigenem Wetter-
dienst, die in Anhang II
angeführt sind, wenn der
Staat oder die Staaten, die
für deren internationale
Beziehungen verantwort-
lich sind und bei der Di-
rektorenkonferenz der In-
ternationalen Meteorolo-
gischen Organisation . in
Washington, D. C , am
22. September 1947 gemäß
der in Anhang I der vor-
liegenden Konvention an-
geführten Aufstellung ver-
treten waren, die vor-
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liegende Konvention auf
sie ausdehnen;

e) jedes in Anhang II der
vorliegenden Konvention
nicht angeführte Territo-
rium oder jede Gruppe
von Territorien, die zwar
einen eigenen Wetterdienst
besitzen, jedoch für ihre
internationalen Beziehun-
gen nicht selbst verant-
wortlich sind, auf welche
die vorliegende Konven-
tion gemäß Artikel 34
Abs. b) angewendet wird,
vorausgesetzt, daß das
Aufnahmegesuch von dem
für ihre internationalen
Beziehungen verantwort-
lichen Mitgliedstaat ein-
gereicht wird und die Zu-
stimmung von zwei Drit-
teln der in den Absätzen a),
b) und c) dieses Artikels
angeführten Mitglieder der
Organisation findet;

f) jedes von den Vereinten
Nationen verwaltete Treu-
handgebiet oder jede
Gruppe von Treuhand-
gebieten mit eigenem
Wetterdienst, auf die die
Vereinten Nationen die
vorliegende Konvention
gemäß Artikel 34 anwen-
den.

In jedem Ansuchen um Auf-
nahme in die Organisation ist
anzugeben, auf Grund welches
Absatzes dieses Artikels um die
Mitgliedschaft angesucht wird.

TEIL IV

ORGANE

Artikel 4

a) Die Organisation besteht
aus:

1. dem Meteorologischen
Weltkongreß (im fol-
genden mit „Kongreß"
bezeichnet);

2. dem Exekutivkomitee;

3. den Meteorologischen
Regionalverbänden (im
folgenden als „Regional-
verbände" bezeichnet);
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4. den Fachausschüssen;

5. dem Sekretariat.
b) Die Organisation hat einen

Präsidenten und zwei Vizepräsi-
denten, die gleichzeitig Präsiden-
ten und Vizepräsidenten des
Kongresses und des Exekutiv-
komitees sind.

TEIL V

PASSIVES WAHLRECHT

Artikel 5

a) Zum Präsidenten oder
Vizepräsidenten der Organisa-
tion, zum Präsidenten oder
Vizepräsidenten der Regional-
verbände und, unter Berücksich-
tigung der Bestimmungen in
Artikel 13 Abs. c) der vorliegen-
den Konvention, zum Mitglied
des Exekutivkomitees können
nur Leiter des Wetterdienstes
der Mitglieder der Organisation
gewählt werden.

b) In der Erfüllung ihrer Auf-
gaben haben sich die Funktio-
näre der Organisation und die
Mitglieder des Exekutivkomitees
als Vertreter der Organisation
und nicht als Vertreter der ein-
zelnen Mitglieder derselben zu
betrachten.

TEIL VI

DER METEOROLOGISCHE
WELTKONGRESS

Artikel 6

Z u s a m m e n s e t z u n g

a) Der Kongreß ist das oberste
Organ der Organisation und
setzt sich aus den die Mitglied-
staaten vertretenden Delegierten
zusammen. Jeder Mitgliedstaat
bestimmt einen seiner Delegier-
ten, möglichst den Leiter seines
Wetterdienstes, zum Haupt-
delegierten.

b) Um einer möglichst großen
Anzahl von Fachleuten die An-
wesenheit zu ermöglichen, kann
der Präsident jeden Leiter eines
Wetterdienstes oder jede andere
Person einladen, bei den Be-
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sprechungen des Kongresses an-
wesend zu sein und sich daran
zu beteiligen.

Artikel 7

A u f g a b e n

Der Kongreß hat folgende
Aufgaben:

a) Unter Berücksichtigung
der Bestimmungen der
vorliegenden Konvention
allgemeine Vorschriften zu
erlassen, womit die Sat-
zung und die Aufgaben
der einzelnen Organe der
Organisation festgelegt
werden;

b) seine eigene Geschäftsord-
nung festzulegen;

c) den Präsidenten und die
Vizepräsidenten der Or-
ganisation sowie die
übrigen Mitglieder des
Exekutivkomitees gemäß
den Bestimmungen des
Artikels 10 Abs. a) Zif-
fer 4 der vorliegenden
Konvention zu wählen.
Die Präsidenten und Vize-
präsidenten der Regional-
verbände und der Fach-
ausschüsse sind gemäß Ar-
tikel 18 Abs. e) bezie-
hungsweise Artikel 19 Ab-
satz c) der vorliegenden
Konvention zu wählen;

d) technische Vorschriften,
betreffend Methoden und
Verfahren in der Meteoro-
logie, anzunehmen;

e) allgemeine Maßnahmen
zur Erfüllung der in Ar-
tikel 2 der vorliegenden
Konvention dargelegten
Ziele der Organisation
festzulegen;

f) an die Mitglieder Empfeh-
lungen, die im Rahmen
der Ziele der Organisation
liegen, zu richten;

g) Angelegenheiten, die unter
die Bestimmungen dieser
Konvention fallen, an die
dafür zuständigen Organe
der Organisation zu ver-
weisen;
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h) Berichte und Tätigkeit des
Exekutivkomitees zu prü-
fen und entsprechende
diesbezügliche Maßnahmen
zu ergreifen;

i) gemäß den Bestimmungen
des Artikels 18 Regional-
verbände aufzustellen, de-
ren geographische Begren-
zung festzulegen, ihre
Tätigkeit aufeinander ab-
zustimmen und ihre Emp-
fehlungen zu prüfen;

j) Fachausschüsse gemäß den
Bestimmungen des Ar-
tikels 19 zu errichten,
ihren Kompetenzbereich
zu umreißen, ihre Tätig-
keit aufeinander abzustim-
men und ihre Empfehlun-
gen zu prüfen;

k) den Sitz des Sekretariates
der Organisation zu be-
stimmen;

1) alle anderen Maßnahmen
zu ergreifen, die geeignet
sind, die Ziele der Organi-
sation zu fördern.

Artikel 8

D u r c h f ü h r u n g v o n
K o n g r e ß b e s c h l ü s s e n

a) Es ist die Pflicht aller Mit-
glieder, ihr Äußerstes zur Er-
füllung der Beschlüsse des Kon-
gresses zu tun.

b) Sollte jedoch eines der Mit-
glieder die Ausführung einer
Forderung in einer vom Kon-
greß angenommenen technischen
Resolution für undurchführbar
erachten, so soll dieses Mitglied
dem Generalsekretär darüber
Mitteilung machen, ob die Un-
durchführbarkeit bedingt oder
endgültig ist, und die Gründe
dafür angeben.

Artikel 9

T a g u n g e n

Der Kongreß ist über Be-
schluß des Kongresses oder des
Exekutivkomitees in Abständen
von höchstens vier Jahren zu
einer Sitzung einzuberufen.
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Artikel 10

A b s t i m m u n g

a) Jedes Mitglied hat bei der
Abstimmung über Kongreß-
beschlüsse eine Stimme. Bei der
Abstimmung über folgende
Punkte sind jedoch nur solche
Organisationsmitglieder stimm-
berechtigt, die Staaten im Sinne
der Absätze a), b) und c) des
Artikels 3 der vorliegenden
Konvention (im folgenden „Mit-
glieder, die Staaten sind" ge-
nannt) sind:

1. Abänderung und Aus-
legung der vorliegenden
Konvention oder Vor-
schläge für eine neue Kon-
vention;

2. Mitgliedschaft bei der Or-
ganisation;

3. Beziehungen zu den Verein-
ten Nationen und anderen
zwischenstaatlichen Organi-
sationen;

4. Wahl des Präsidenten und
der Vizepräsidenten der
Organisation und der Mit-
glieder des Exekutivkomi-
tees, mit Ausnahme der
Präsidenten und der Vize-
präsidenten der Regional-
verbände.

b) Die Beschlüsse des Kon-
gresses bedürfen der Zweidrittel-
mehrheit aller abgegebenen
bejahenden oder verneinenden
Stimmen; lediglich bei der Wahl
von Personen, die eine Funktion
in der Organisation zu bekleiden
haben, genügt die einfache
Mehrheit aller abgegebenen
Stimmen. Die Bestimmungen
dieses Absatzes gelten jedoch
nicht für Beschlüsse, die gemäß
den Artikeln 3, 25, 26 und 28
der vorliegenden Konvention
gefaßt werden.

Artikel 11

B e s c h l u ß f ä h i g k e i t

Zur Beschlußfähigkeit bei
Kongreßsitzungen ist die An-
wesenheit der Mehrheit der
Mitglieder erforderlich. In Kon-
greßsitzungen, in. denen Be-
schlüsse gefaßt werden, die die
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in Artikel 10 Abs, a) aufgezähl-
ten Punkte betreffen, ist eine
Mehrheit von Mitgliedern, die
Staaten sind, zur Beschlußfähig-
keit erforderlich.

Artikel 12

E r s t e s Z u s a m m e n t r e -
t e n d e s K o n g r e s s e s

Der Kongreß ist vom Präsi-
denten des Internationalen Me-
teorologischen Komitees der
Internationalen Meteorologi-
schen Organisation, sobald dies
nach Inkrafttreten der vorliegen-
den Konvention durchführbar
ist, zu seiner ersten Sitzung ein-
zuberufen.

TEIL VII

DAS EXEKUTIVKOMITEE

Artikel 13
Z u s a m m e n s e t z u n g

Das Exekutivkomitee besteht
aus:

a) dem Präsidenten und den
Vizepräsidenten der Orga-
nisation;

b) den Präsidenten der Re-
gionalverbände oder, falls
diese an der Teilnahme
verhindert sind, deren
Stellvertretern, wie in den
allgemeinen Bestimmun-
gen vorgesehen;

c) den Leitern des Wetter-
dienstes von Mitglied-
staaten oder ihren Stell-
vertretern, so zwar, daß
deren Anzahl mit der
Zahl der Regionen über-
einstimmt, vorausgesetzt,
daß nicht mehr als ein
Drittel der Mitglieder des
Exekutivkomitees, ein-
schließlich des Präsidenten
und der Vizepräsidenten,
einer Region angehören.

Artikel 14

A u f g a b e n

Das Exekutivkomitee ist das
Vollzugsorgan des Kongresses
und hat folgende Aufgaben:
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a) die Durchführung der
Kongreßbeschlüsse zu
überwachen;

b) Resolutionen anzunehmen,
die sich aus Empfehlun-
gen der Fachausschüsse in
dringlichen, die techni-
schen Vorschriften be-
treffenden Angelegenhei-
ten ergeben, vorausge-
setzt, daß allen davon be-
rührten Regionalverbän-
den Gelegenheit geboten
wird, ihre Zustimmung
oder Ablehnung vor der
Annahme durch das Exe-
kutivkomitee zum Aus-
druck zu bringen;

c) technische Informationen,
Beratung und Hilfe auf
dem Gebiete der Meteoro-
logie zu gewähren;

d) Empfehlungen zu studie-
ren und zu unterbreiten,
die sich auf jedwede, die
internationale Meteorolo-
gie und die Durchführung
des Wetterdienstes betref-
fenden Angelegenheiten
beziehen;

e) die Tagesordnung für den
Kongreß vorzubereiten
und den Regionalverbän-
den und Fachausschüssen
Anleitungen bei der Vor-
bereitung ihrer Tagesord-
nung zu geben;

f) auf jeder Sitzung des Kon-
gresses über seine Tätig-
keit zu berichten;

g) die Finanzgebarung der
Organisation gemäß den
Bestimmungen des Tei-
les XI der vorliegenden
Konvention durchzufüh-
ren;

h) andere Aufgaben auszu-
führen, die ihm vom Kon-
greß oder durch die vor-
liegende Konvention über-
tragen werden.

Artikel 15

T a g u n g e n

Das Exekutivkomitee tagt
mindestens einmal im Jahr. Zeit
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und Ort der Tagung wird vom
Präsidenten unter Berücksichti-
gung der Meinung der anderen
Mitglieder des Komitees be-
stimmt.

Artikel 16

A b s t i m m u n g

Beschlüsse des Exekutivkomi-
tees bedürfen der Zweidrittel-
mehrheit aller abgegebenen, be-
jahenden und verneinenden
Stimmen. Jedes Mitglied des
Exekutivkomitees hat nur eine
Stimme, auch wenn es in mehr
als einer Funktion Mitglied ist.

Artikel 17

B e s c h l u ß f ä h i g k e i t

Zur Beschlußfähigkeit ist die
Mehrheit der Mitglieder des
Exekutivkomitees erforderlich.

TEIL VIII

REGIONALVERBÄNDE

Artikel 18

a) Die Regionalverbände set-
zen sich aus Mitgliedern der Or-
ganisation zusammen, deren
meteorologisches Netz zur
Gänze in einer Region liegt oder
in diese hineinreicht.

b) Die Mitglieder der Organi-
sation sind zur Teilnahme an
den Tagungen der Regional-
verbände, denen sie nicht an-
gehören, ferner zur Teilnahme
an den Beratungen und zur
Äußerung ihrer Ansichten über
Fragen, die ihren eigenen Wet-
terdienst betreffen, berechtigt,
besitzen jedoch kein Stimm-
recht.

c). Die Regionalverbände ta-
gen, sooft es notwendig ist. Zeit
und Ort der Tagungen werden
von den Präsidenten der Regio-
nalverbände im Einvernehmen
mit dem Präsidenten der Orga-
nisation festgesetzt.

d) Die Funktionen und Be-
fugnisse der Regionalverbände
sind:
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1. die Durchführung der
Beschlüsse des Kongres-
ses und des Exekutiv-
komitees in ihren je-
weiligen Regionen zu
fördern;

2. Angelegenheiten, auf die
sie vom Exekutivkomi-
tee hingewiesen werden,
zu studieren;

3. Angelegenheiten von
allgemein meteorologi-
schem Interesse zu be-
sprechen und meteorolo-
gische und verwandte
Betätigungen in ihren
jeweiligen Bereichen auf-
einander abzustimmen;

4. dem Kongreß und dem
Exekutivkomitee Emp-
fehlungen in den Ange-
legenheiten, die die
Ziele der Organisation
betreffen, zu unterbrei-
ten;

5. alle anderen Aufgaben
durchzuführen, die
ihnen vom Kongreß
übertragen werden.

e) Jeder Regionalverband
wählt seinen Präsidenten und
Vizepräsidenten.

TEIL IX

FACHAUSSCHÜSSE

Artikel 19

a) Ausschüsse von Fachleuten
können vom Kongreß eingesetzt
werden, um alle Fragen, die die
Ziele der Organisation betreffen,
zu studieren und dem Kongreß
und dem Exekutivkomitee dies-
bezügliche Empfehlungen zu
unterbreiten.

b) Mitglieder der Organisa-
tion haben das Recht, in den
Fachausschüssen vertreten zu
sein.

c) Jeder Fachausschuß wählt
einen Präsidenten und Vize-
präsidenten.

d) Präsidenten der Fachaus-
schüsse können ohne Stimmrecht
an den Tagungen des Kongresses
und des Exekutivkomitees teil-
nehmen.
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TEIL X

DAS SEKRETARIAT

Artikel 20

Das ständige Sekretariat der
Organisation besteht aus dem
Generalsekretär und der für die
Durchführung der Arbeit der
Organisation benötigten Anzahl
von Fachleuten und Büro-
personal.

Artikel 21

a) Der Generalsekretär wird
gemäß den vom Kongreß gebil-
ligten Bedingungen vom Kon-
greß ernannt.

b) Das Personal des Sekreta-
riates wird vom Generalsekretär
im Einvernehmen mit dem Exe-
kutivkomitee gemäß den vom
Kongreß aufgestellten Vorschrif-
ten ernannt.

Artikel 22

a) Der Generalsekretär ist
dem Präsidenten der Organisa-
tion für die technische und ad-
ministrative Arbeit des Sekre-
tariates verantwortlich.

b) In der Ausübung ihrer
Pflichten haben der General-
sekretär und das Personal von
Behörden außerhalb der Orga-
nisation keinerlei Weisungen
einzuholen oder entgegenzuneh-
men. Sie haben sich jeder Hand-
lung zu enthalten, die ihre
Stellung als internationale Be-
amte beeinträchtigen könnte.
Jedes Mitglied der Organisation
hat seinerseits den ausschließ-
lich internationalen Charakter
der Aufgaben und Verpflichtun-
gen des Generalsekretärs sowie
des Personals zu respektieren
und jeden Versuch, sie in der
Erfüllung ihrer Pflichten gegen-
über der Organisation zu beein-
flussen, zu unterlassen.

TEIL XI

FINANZEN

Artikel 23

a) Der Kongreß bestimmt auf
Grund vom Generalsekretär
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unterbreiteter und vom Exe-
kutivkomitee befürworteter
Kostenvoranschläge die maxi-
male Höhe der Ausgaben, die
die Organisation auf sich neh-
men darf.

b) Der Kongreß überträgt
dem Exekutivkomitee die zur
Genehmigung der jährlichen
Ausgaben der Organisation in-
nerhalb der vom Kongreß be-
stimmten Grenzen erforderliche
Vollmacht.

Artikel 24

Die Ausgaben der Organisa-
tion werden auf die Mitglieder
der Organisation in dem vom
Kongreß festgelegten Verhältnis
aufgeteilt.

TEIL XII

BEZIEHUNGEN ZU DEN
VEREINTEN NATIONEN

Artikel 25

Die Organisation wird gemäß
Artikel 57 der Charter der
Vereinten Nationen mit den
Vereinten Nationen in Verbin-
dung gebracht, vorausgesetzt,
daß zwei Drittel der Mitglieder,
die Staaten sind, die Bedingun-
gen eines solchen Abkommens
genehmigen.

TEIL XIII

BEZIEHUNGEN ZU
ANDEREN

ORGANISATIONEN

Artikel 26

a) Die Organisation stellt
zweckdienliche Verbindungen
mit denjenigen zwischenstaat-
lichen Organisationen her, mit
denen dies wünschenswert er-
scheint, und arbeitet eng mit
ihnen zusammen. Jedes der-
artige förmliche Abkommen mit
solchen Organisationen ist durch
das Exekutivkomitee zu treffen
und bedarf der Genehmigung
durch zwei Drittel der Mitglie-
der, die Staaten sind.

b) Die Organisation kann in
Fragen, die im Bereich ihrer
Zielsetzung liegen, geeignete
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Vereinbarungen zum Zwecke
der Beratung und Zusammen-
arbeit mit nichtbehördlichen
internationalen Organisationen
treffen, mit Zustimmung der
betreffenden Regierung auch
mit nationalen Organisationen,
gleichgültig, ob sie Behörden
sind oder nicht.

c) Die Organisation kann
weiter, falls dies die Zustim-
mung von zwei Dritteln der
Mitglieder, die Staaten sind,
findet, von jeder internationalen
Organisation oder Stelle, deren
Ziele und Tätigkeit im Rahmen
der Ziele der Organisation lie-
gen, diejenigen Aufgaben, Hilfs-
mittel und Verpflichtungen
übernehmen, die der Organisa-
tion durch internationales Ab-
kommen oder durch beidersei-
tig annehmbare Vereinbarungen
zwischen den für die betreffen-
den Organisationen zuständigen
Stellen übertragen werden.

TEIL XIV

RECHTLICHE STELLUNG,
PRIVILEGIEN UND IM-

MUNITÄTEN

Artikel 27

a) Im Gebiet jedes Mitgliedes
genießt die Organisation die zur
Erfüllung ihrer Ziele und zur
Ausübung ihrer Funktionen
nötige rechtliche Stellung.

b) (i) Im Gebiet jedes Mit-
gliedes, auf das die vorliegende
Konvention Anwendung findet,
genießt die Organisation die-
jenigen Privilegien und Im-
munitäten, die zur Erfüllung
ihrer Ziele und zur Ausübung
ihrer Funktionen nötig sind.

b) (ii) Ebenso genießen die
Vertreter der Mitglieder und
die Funktionäre der Organisa-
tion alle Privilegien und Im-
munitäten, die zur unabhängi-
gen Ausübung ihrer Funktionen
im Rahmen der Organisation
nötig sind.

c) Diese rechtliche Stellung
und diese Privilegien und Im-
munitäten werden in einem
Sonderabkommen festgelegt, das
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von der Organisation im Ein-
vernehmen mit dem General-
sekretär der Vereinten Nationen
ausgearbeitet und zwischen den
Mitgliedern, die Staaten sind,
abgeschlossen wird.

TEIL XV

ABÄNDERUNGEN

Artikel 28

a) Der Text jedes die vor-
liegende Konvention betreffen-
den Abänderungsvorschlages
wird den Mitgliedern der Or-
ganisation vom Generalsekretär
mindestens sechs Monate vor
dem Zeitpunkt übermittelt, zu
dem der Kongreß hierüber be-
rät.

b) Änderungen der vorliegen-
den Konvention, die den Mit-
gliedern neue Pflichten auf-
erlegen, bedürfen gemäß den
Bestimmungen des Artikels 10
der vorliegenden Konvention
der Zustimmung durch den
Kongreß mit Zweidrittelmehr-
heit; sie treten bei Annahme
durch zwei Drittel der Mitglie-
der, die Staaten sind, für die-
jenigen Mitglieder in Kraft, die
die Änderung annehmen, und
späterhin für jedes weitere Mit-
glied, sobald es sie annimmt.
Solche Änderungen treten für
jedes Mitglied, das für seine in-
ternationalen Beziehungen nicht
selbst verantwortlich ist, in
Kraft, wenn das für seine inter-
nationalen Beziehungen verant-
wortliche Mitglied sie im
Namen des ersteren annimmt.

c) Sonstige Änderungen tre-
ten in Kraft bei Zustimmung
durch zwei Drittel der Mitglie-
der, die Staaten sind.

TEIL XVI

AUSLEGUNG UND STREIT-
FÄLLE

Artikel 29

Alle die Auslegung oder An-
wendung der vorliegenden Kon-
vention betreffenden Fragen
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oder Streitfälle, die nicht im
Verhandlungswege oder durch
den Kongreß beigelegt werden
können, werden einem unab-
hängigen Schiedsrichter über-
geben, der vom Präsidenten des
Internationalen Gerichtshofes
ernannt wird, sofern sich die
Parteien nicht auf eine andere
Beilegung einigen.

TEIL XVII

AUSTRITT

Artikel 30

a) Jedes Mitglied kann aus der
Organisation austreten, wenn es
dies dem Generalsekretär der
Organisation zwölf Monate vor-
her schriftlich mitteilt; der
Generalsekretär leitet jede Aus-
trittserklärung unverzüglich an
alle Mitglieder der Organisation
weiter.

b) Der Austritt eines jeden
Mitgliedes der Organisation, das
nicht selbst für seine internatio-
nalen Beziehungen verantwort-
lich ist, erfolgt auf Grund einer
zwölfmonatigen Kündigung, die
durch das Mitglied oder eine
andere Stelle, die für seine inter-
nationalen Besprechungen ver-
antwortlich ist, schriftlich beim
Generalsekretär einzureichen ist.
Dieser verständigt alle Mitglie-
der der Organisation sofort von
jeder derartigen Austrittserklä-
rung.

TEIL XVIII

SUSPENSION

Artikel 31

Kommt ein Mitglied seinen
finanziellen Verpflichtungen
gegenüber der Organisation
nicht nach oder erfüllt es in
anderer Weise seine Verpflich-
tungen im Sinne der vorliegen-
den Konvention nicht, so kann
der Kongreß es auf Grund eines
Beschlusses von der Ausübung
seiner Rechte und dem Genuß
seiner Privilegien als Mitglied
der Organisation suspendieren,
bis es seinen finanziellen oder
anderweitigen Verpflichtungen
nachgekommen ist.
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TEIL XIX

RATIFIKATION UND
BEITRITT

Artikel 32

Die vorliegende Konvention
wird von den Signatarstaaten
ratifiziert und die Ratifikations-
urkunden werden bei der Re-
gierung der Vereinigten Staaten
von Amerika hinterlegt. Diese
teilt jedem Signatarstaat und je-
dem beigetretenen Staat das Da-
tum der Hinterlegung mit.

Artikel 33

Nach Maßgabe der Bestim-
mungen des Artikels 3 der vor-
liegenden Konvention wird der
Beitritt durch Hinterlegung
einer Beitrittsurkunde bei der
Regierung der Vereinigten Staa-
ten von Amerika vollzogen. Der
Beitritt wird mit dem Tage
wirksam, an dem die Regierung
der Vereinigten Staaten von
Amerika die Beitrittsurkunde
in Empfang nimmt. Die Regie-
rung der Vereinigten Staaten
von Amerika setzt jeden Signa-
tarstaat und jeden beitretenden
Staat von dem Datum der Hin-
terlegung in Kenntnis.

Artikel 34

Nach Maßgabe der Bestim-
mungen, des Artikels 3 der vor-
liegenden Konvention kann

a) jeder vertragschließende
Staat erklären, daß seine
Ratifikation der vorliegen-
den Konvention oder sein
Beitritt zu derselben auch
für jedes Territorium oder
jede Gruppe von Territo-
rien gilt, für deren inter-
nationale Beziehungen er
verantwortlich ist;

b) die vorliegende Konven-
tion zu dem späteren Zeit-
punkt über schriftliche
Mitteilung an die Regie-
rung der Vereinigten Staa-
ten von Amerika auf jedes
solche Territorium oder
jede Gruppe von Territo-
rien angewendet werden,



17. Stück — Ausgegeben am 28. März 1958 — Nr. 64 607

wobei die vorliegende
Konvention auf das be-
treffende Territorium oder
die betreffende Gruppe
von Territorien mit dem
Tage des Eintreffens der
Mitteilung bei der Regie-
rung der Vereinigten Staa-
ten von Amerika Anwen-
dung findet; die Regierung
der Vereinigten Staaten
von Amerika setzt jeden
Signatarstaat oder jeden
beigetretenen Staat hievon
in Kenntnis;

c) die vorliegende Konven-
tion von den Vereinten
Nationen auf jedes Treu-
handgebiet oder jede
Gruppe von Treuhand-
gebieten, deren Verwal-
tung ihnen obliegt, ange-
wendet werden. Die Re-
gierung der Vereinigten
Staaten von Amerika setzt
jeden Signatarstaat und
jeden beigetretenen Staat
hievon in Kenntnis.

TEIL XX

INKRAFTTRETEN

Artikel 35

Die vorliegende Konvention
tritt am dreißigsten Tage nach
dem Datum der Hinterlegung
der dreißigsten Ratifikations-
oder Beitrittsurkunde in Kraft.
Die vorliegende Konvention
tritt für jeden Staat, der sie zu
einem späteren Zeitpunkt rati-
fiziert oder ihr beitritt, am drei-
ßigsten Tage nach der Hinter-
legung seiner Ratifikations- oder
Beitrittsurkunde in Kraft.

Die vorliegende Konvention
trägt das Datum des Tages, an
dem sie zur Unterzeichnung auf-
gelegt wird, und liegt hierauf
für einen Zeitraum von 120 Ta-
gen zur Unterzeichnung auf.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die Unterzeichneten, von
ihren Regierungen hiezu ord-
nungsgemäß bevollmächtigt, die
vorliegende Konvention unter-
zeichnet.
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GEGEBEN in Washington
am elften Oktober 1947, in
englischer und französischer
Sprache. Das Original der beiden
gleichermaßen) authentischen
Texte wird in den Archiven der
Regierung der Vereinigten Staa-
ten von Amerika hinterlegt. Die
Regierung der Vereinigten Staa-
ten von Amerika wird beglau-
bigte Kopien an alle Signatar-
staaten und beitretenden Staaten
übermitteln.

ANHANG I

Staaten, die an der Sitzung der
Direktorenkonferenz der Inter-
nationalen Meteorologischen Or-
ganisation in Washington, D. C,
am .22. September 1947 vertre-
ten waren:
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ANHANG II

Territorien oder Gruppen von
Territorien mit eigenem Wet-
terdienst, die durch die mit der
Führung ihrer internationalen
Angelegenheiten betrauten Staa-
ten bei der Sitzung des Leitungs-
ausschusses der Internationalen
Meteorologischen Organisation
in Washington, D. C , am
22. September 1947 vertreten
waren:
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namens der Republik Österreich beizutreten und verspricht in deren Namen die gewissenhafte
Erfüllung der in dieser Konvention enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Beitrittsurkunde von dem gemäß Artikel 64 des Bundes-
Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten ausübenden Bundeskanzler unterzeichnet,
vom Vizekanzler, vom Bundesminister für Unterricht und vom Bundesminister für die Auswär-
tien Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 8. Mai 1957

Der gemäß Artikel 64 des Bundes-Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten ausübende
Bundeskanzler:

Raab

Der Vizekanzler:

Schärf

Der Bundesminister für Unterricht:

Drimmel

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Figl

Folgende Staaten haben die Konvention bis 1. Jänner 1958 ratifiziert beziehungsweise sind
ihr beigetreten:

Ägypten, Äthiopien, Afghanistan, Albanien, Argentinien, Australien, Belgien, Bolivien, Bra-
silien, Bulgarien, Bundesrepublik Deutschland, Burma, Ceylon, Chile, China, Dänemark, Domini-
kanische Republik, Ecuador, Finnland, Frankreich, Ghana, Griechenland, Guatemala, Haiti, Indien,
Indonesien, Irak, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Jordanien, Jugoslawien, Kambodscha, Kanada,
Korea, Kuba, Laos, Libanon, Libyen, Luxemburg, Marokko, Mexiko, Neuseeland, Niederlande,
Norwegen, Österreich, Pakistan, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Rumänien, Salvador,
Schweden, Schweiz, Sowjetunion, Spanien, Sudan, Südafrikanische Union, Syrien, Thailand, Tsche-
choslowakei, Tunesien, Türkei, Ukraine, Ungarn; Uruguay, Vereinigtes Königreich von Groß-
britannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Weißrußland.

Raab
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65.

Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der
Republik Kolumbien über die Aufhebung des Sichtvermerkzwanges zwischen Österreich

und Kolumbien.

ÖSTERREICHISCHE GESANDTSCHAFT
B O G O T A

Zl. 57-A/58

Bogotá, am 14. Jänner 1958

Herr Minister!

Von dem Wunsche geleitet, die freund-
schaftlichen Beziehungen, die die Regierungen
und die Völker von Österreich und Kolumbien
vereinigen, noch weiter zu vertiefen, und in Be-
folgung des Auftrages meiner Regierung beehre
ich mich, der Regierung der Republik Kolumbien
durch die wertvolle Vermittlung Eurer Exzellenz
den Abschluß eines Abkommens zur Förderung
des Touristenverkehrs zwischen den beiden Län-
dern vorzuschlagen.

Die Bedingungen des Abkommens sind die
folgenden:

1. Österreichische, mit einem gültigen Reisepaß
ausgestattete Staatsangehörige können als Tou-
risten für einen Zeitraum von höchstens 90 Ta-
gen ohne konsularisches Visum oder kolumbia-
nische Touristenkarte nach Kolumbien einreisen.

2. Kolumbianische, mit einem gültigen Reise-
paß ausgestattete Staatsangehörige können als
Touristen für einen Zeitraum von höchstens
90 Tagen ohne konsularisches Visum nach Öster-
reich einreisen.

3. Bei ihrer Einreise in das kolumbianische
Staatsgebiet müssen die österreichischen Staats-
angehörigen ihren gültigen Reisepaß sowie ein
internationales Pocken-Impfzeugnis den kolum-
bianischen Grenzbehörden vorweisen. Diese brin-
gen in dem Paß einen Vermerk an, wonach der
Inhaber in das Land als Tourist einreist.

4. Die Formalität der konsularischen Vidierung
ist für österreichische und kolumbianische Staats-

bürger, die nach Kolumbien beziehungsweise
Österreich für einen Aufenthalt von länger als
90 Tagen oder zum Zwecke der dauernden Aus-
übung eines Gewerbes, eines Berufes oder einer
anderen auf Gewinn gerichteten Tätigkeit ein-
reisen, erforderlich.

5. Die im vorliegenden Abkommen vor-
gesehene Aufhebung des konsularischen Visums
beziehungsweise der Touristenkarte befreit die
österreichischen und kolumbianischen Staats-
angehörigen nicht von der Befolgung der kolum-
bianischen beziehungsweise österreichischen Ge-
setze sowie der lokalen Vorschriften über Ein-
reise, Aufenthalt und Ausreise von Ausländern.

6. Die Behörden beider Länder behalten sich
das Recht vor, die Einreise oder den Aufenthalt
in das entsprechende Staatsgebiet Staatsangehöri-
gen des anderen Staates, die von ihnen als un-
erwünscht betrachtet werden, zu verweigern.

7. Das vorliegende Abkommen tritt am
1. März 1958 in Kraft, wobei jeder der vertrag-
schließenden Teile unter Einhaltung einer Frist
von zwei Monaten kündigen kann.

Gleichzeitig beehre ich mich, Eurer Exzellenz
vorzuschlagen, daß die vorliegende Note und die
in gleichen Worten gehaltene gegenständliche
Antwort als Abschluß des vorgeschlagenen Ab-
kommens betrachtet werde.

Ich benütze die Gelegenheit, um Eurer Ex-
zellenz die Versicherung meiner besonderen und
ausgezeichneten Hochachtung zu erneuern.

Schlechta e. h.

Seiner Exzellenz

Herrn Dr. Carlos Sanz de S a n t a m a r i a ,

Minister für die Auswärtigen Angelegenheiten,

B o g o t á
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(Übersetzung.)
MINISTERIUM
FÜR DIE AUSWÄRTIGEN ANGELEGENHEITEN
D. 108

Bogotá, 14. Jänner 1958

Herr Geschäftsträger!

Ich beehre mich, auf Ihre Note vom gleichen
Datum Bezug zu nehmen, in welcher Sie mir
mitteilen, daß Sie, vom Wunsche geleitet, die
freundschaftlichen Beziehungen, die die Regie-
rungen und die Völker von Österreich und Ko-
lumbien vereinigen, noch weiter zu vertiefen,
sich beehren, der Regierung der Republik Ko-
lumbien den Abschluß eines Abkommens zur
Förderung des Touristenverkehrs zwischen den
beiden Ländern mit den folgenden Bedingungen
vorzuschlagen:

1. Österreichische, mit einem gültigen Reise-
paß ausgestattete Staatsangehörige können als
Touristen für einen Zeitraum von höchstens
90 Tagen ohne konsularisches Visum oder
kolumbianische Touristenkarte nach Kolum-
bien einreisen.

2. Kolumbianische, mit einem gültigen
Reisepaß ausgestattete Staatsangehörige kön-
nen als Touristen für einen Zeitraum von
höchstens 90 Tagen ohne konsularisches
Visum nach Österreich einreisen.

3. Bei ihrer Einreise in das kolumbianische
Staatsgebiet müssen die österreichischen
Staatsangehörigen ihren gültigen Reisepaß
sowie ein internationales Pocken-Impfzeugnis
den kolumbianischen Grenzbehörden vor-
weisen. Diese bringen in dem Paß einen Ver-
merk an, wonach der Inhaber in das Land als
Tourist einreist.

4. Die Formalität der konsularischen Vidie-
rung ist für österreichische und kolumbia-
nische Staatsbürger, die nach Kolumbien be-
ziehungsweise Österreich für einen Aufenthalt
von länger als 90 Tagen oder zum Zwecke der
dauernden Ausübung eines Gewerbes, eines
Berufes oder einer anderen auf Gewinn ge-
richteten Tätigkeit einreisen, erforderlich.

5. Die im vorliegenden Abkommen vor-
gesehene Aufhebung des konsularischen
Visums beziehungsweise der Touristenkarte
befreit die österreichischen und kolumbiani-
schen Staatsangehörigen nicht von der Be-
folgung der kolumbianischen beziehungsweise
österreichischen Gesetze sowie der lokalen
Vorschriften über Einreise, Aufenthalt und
Ausreise von Ausländern.

6. Die Behörden beider Länder behalten sich
das Recht vor, die Einreise oder den Aufent-
halt in das entsprechende Staatsgebiet Staats-
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angehörigen des anderen Staates, die von
ihnen als unerwünscht betrachtet werden, zu
verweigern.

7. Das vorliegende Abkommen tritt am
1. März 1958 in Kraft, wobei jeder der ver-
tragschließenden Teile unter Einhaltung einer
Frist von zwei Monaten kündigen kann.

In Erwiderung ist es mir angenehm, Ihnen
mitteilen zu können, daß die Regierung von Ko-
lumbien dem von der österreichischen Regierung
zu den vorstehenden Bedingungen vorgeschlage-
nen Abkommen zustimmt.

Ich benütze die Gelegenheit, um Sie erneut
meiner ausgezeichneten Hochachtung zu ver-
sichern.

C. S. de Santamaría m. p.

Herrn

Dr. Franz S c h l e c h t a ,
österreichischen Geschäftsträger,

B o g o t á

Das vorliegende Abkommen tritt gemäß Absatz 7 am 1. März 1958 in Kraft.
Raab
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